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Beschlussempfehlung 

 Ausschuss 

 für Inneres und Sport 

 

Hannover, den 07.12.2016 

 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Rettungsdienstgesetzes und 

der Allgemeinen Gebührenordnung 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 17/6348 

Berichterstatter: Abg. Jan-Christoph Oetjen (FDP) 

(Es ist ein schriftlicher Bericht vorgesehen.) 

 

Der Ausschuss für Inneres und Sport empfiehlt dem Landtag, den Gesetzentwurf mit den aus der 

Anlage ersichtlichen Änderungen anzunehmen. 

 

Johann-Heinrich Ahlers 

Vorsitzender 
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Gesetz  

zur Änderung des Niedersächsischen  

Rettungsdienstgesetzes und der Allgemeinen  

Gebührenordnung 

Gesetz  

zur Änderung des Niedersächsischen  

Rettungsdienstgesetzes und der Allgemeinen  

Gebührenordnung 

  

Artikel 1 Artikel 1 

Änderung des Niedersächsischen  

Rettungsdienstgesetzes 

Änderung des Niedersächsischen  

Rettungsdienstgesetzes 

  

 Das Niedersächsische Rettungsdienstgesetz in der 

Fassung vom 2. Oktober 2007 (Nds. GVBl. S. 473), zu-

letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 

7. Dezember 2012 (Nds. GVBl. S. 548), wird wie folgt 

geändert: 

 Das Niedersächsische Rettungsdienstgesetz in der 

Fassung vom 2. Oktober 2007 (Nds. GVBl. S. 473), zu-

letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 

7. Dezember 2012 (Nds. GVBl. S. 548), wird wie folgt 

geändert: 

  

1. § 6 a wird wie folgt geändert: 1. § 6 a wird wie folgt geändert: 

  

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

  

 „(2) ¹Das Land kann die Durchführung 

der Aufgaben der zentralen Koordinierungs-

stelle auf einen kommunalen oder mehrere 

kommunale Träger übertragen. ²Der kommu-

nale oder die kommunalen Träger handeln im 

Namen des Landes. ³§ 5 Abs. 1 Satz 2 gilt 

entsprechend.“ 

 „(2) ¹Das Land kann die Durchführung 

der Aufgaben der zentralen Koordinierungs-

stelle ganz oder teilweise auf einen kommu-

nalen oder mehrere kommunale Träger, die 

eine gemeinsame Rettungsleitstelle nach 

§ 6 Abs. 1 Satz 2 betreiben, mit dessen  

oder deren Einvernehmen übertragen. ²Der 

kommunale oder die kommunalen Träger 

handeln im Namen des Landes. ³§ 5 Abs. 1 

Satz 2 gilt entsprechend.“ 

  

b) Es wird der folgende Absatz 3 angefügt: b) Es wird der folgende Absatz 3 angefügt: 

  

 „(3) ¹Das Land kann auch einen Dritten 

oder mehrere Dritte mit der Durchführung der 

Aufgaben der zentralen Koordinierungsstelle 

beauftragen. ²§ 5 Abs. 1 Sätze 2 und 3 und 

Abs. 2 gilt entsprechend.“ 

 „(3) ¹Das Land kann, wenn eine Aufga-

benübertragung nach Absatz 2 nicht mög-

lich ist, auch einen Dritten oder mehrere Drit-

te ganz oder teilweise mit der Durchführung 

der Aufgaben der zentralen Koordinierungs-

stelle beauftragen, wenn dieser oder diese 

gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1 mit dem Betrieb 

einer Rettungsleitstelle beauftragt ist oder 

sind. ²§ 5 Abs. 1 Sätze 2 und 3 sowie Abs. 2 

gilt entsprechend.“ 

  

2. § 9 Satz 2 erhält folgende Fassung: 2. unverändert 

  

„
2
Rettungsmittel im Sinne dieses Gesetzes sind 

Krankenkraftwagen (Notarztwagen, Intensivtrans-

portwagen, Rettungswagen, Krankentransportwa-

gen), Notarzteinsatzfahrzeuge, Rettungsluftfahr-

zeuge (Rettungshubschrauber, Intensivtransport-

hubschrauber oder andere geeignete Luftfahrzeu-

ge) sowie für die Wasser- und Bergrettung geeig-

nete Fahrzeuge.“ 
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3. § 10 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 3. unverändert 

  

a) Satz 2 erhält folgende Fassung:  

  

„
2
Bei einer Notfallrettung ist im Rettungswa-

gen in der Regel mindestens eine Person ein-

zusetzen, die zum Führen der Berufsbezeich-

nung ‚Notfallsanitäterin‘ oder ‚Notfallsanitäter‘ 

berechtigt ist.“ 

 

  

b) Es wird der folgende neue Satz 3 eingefügt:  

  

„³Bis zum 31. Dezember 2022 kann anstelle 

einer Person nach Satz 2 eine Person einge-

setzt werden, die zum Führen der Berufsbe-

zeichnung ‚Rettungsassistentin‘ oder ‚Ret-

tungsassistent‘ berechtigt ist.“ 

 

  

c) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4.  

  

4. § 11 wird wie folgt geändert: 4. § 11 wird wie folgt geändert: 

  

a) Absatz 2 Sätze 2 und 3 erhält folgende Fas-

sung: 

a) Absatz 2 Sätze 2 und 3 erhält folgende Fas-

sung: 

  

„²Die in den Aufzeichnungen, Berichten und 

Protokollen enthaltenen personenbezogenen 

Daten dürfen verarbeitet werden, 

„²Die Träger des Rettungsdienstes, die 

Kostenträger, die Beauftragten, die zentra-

le Koordinierungsstelle sowie der Landes-

ausschuss ‚Rettungsdienst‘ dürfen 

__________ personenbezogene Daten verar-

beiten,  

  

1. wenn und solange dies für Zwecke des 

Rettungsdienstes erforderlich ist, insbe-

sondere 

____ wenn __________ dies zur Erfüllung 

ihrer rettungsdienstlichen Aufgaben 

__________, insbesondere 

  

a) für die ärztliche Betreuung der be-

förderten Person, 

1. für die ärztliche Betreuung der beförder-

ten Person, 

  

b) für die Abrechnung der vom Ret-

tungsdienst erbrachten Leistungen, 

2. für die Abrechnung der vom Rettungs-

dienst erbrachten Leistungen, 

  

c) zur Vorbereitung oder Durchfüh-

rung von gerichtlichen Verfahren 

und Verwaltungsverfahren, 

3. zur Vorbereitung oder Durchführung von 

gerichtlichen Verfahren und Verwal-

tungsverfahren, 

  

d) für Zwecke des Qualitätsmanage-

ments, 

4. für Zwecke des Qualitätsmanagements, 

  

e) zur Ausbildung, Fortbildung oder 

Weiterbildung des im Rettungs-

dienst eingesetzten Personals oder 

5. zur Ausbildung, Fortbildung oder Wei-

terbildung des im Rettungsdienst einge-

setzten Personals oder 
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f) zur Ermittlung des Bedarfs an Ret-

tungsmitteln, 

6. zur Ermittlung des Bedarfs an Ret-

tungsmitteln, 

  

 erforderlich ist oder 

  

2. wenn und solange dies für Zwecke der 

notfallmedizinischen Forschung erfor-

derlich ist oder 

2. wird gestrichen 

  

3. wenn die betroffene Person eingewilligt 

hat. 

____ wenn die betroffene Person eingewilligt 

hat. 

  

³Die Aufzeichnungen, Berichte und Protokolle 

dürfen für die Erfüllung der Aufgaben nach 

Satz 2 Nr. 1 Buchst. d bis f statistisch ausge-

wertet werden; dabei sind die personenbezo-

genen Daten zu anonymisieren oder zu pseu-

donymisieren, soweit sich das Ziel der Aus-

wertung auch mit anonymisierten oder pseu-

donymisierten Daten erreichen lässt.“ 

3
Für die Erfüllung der Aufgaben nach Satz 2 

Nrn. 4 bis 6 sind die personenbezogenen Da-

ten zu anonymisieren oder zu pseudonymisie-

ren, soweit dies nach dem Verwendungs-

zweck möglich ist.“ 

  

b) Es werden die folgenden Absätze 3 und 4 an-

gefügt: 

b) Es werden die folgenden Absätze 3 und 4 an-

gefügt: 

  

 „(3) Arbeitet ein Träger des Rettungs-

dienstes nach § 4 Abs. 2 Satz 2 oder Abs. 4 

Satz 2, § 6 Abs. 1 Satz 3 oder § 6 a Abs. 2 

oder nach anderen Rechtsvorschriften mit ei-

nem anderen Träger des Rettungsdienstes 

zusammen, so darf er die in den Aufzeich-

nungen, Berichten und Protokollen enthalte-

nen personenbezogenen Daten an den ande-

ren Träger des Rettungsdienstes übermitteln, 

wenn dies für die Erfüllung der Aufgaben des 

übermittelnden Trägers oder des Empfängers 

erforderlich ist. 

 „(3) wird gestrichen 

  

 (4) ¹Von den in den Aufzeichnungen, 

Protokollen und Berichten enthaltenen perso-

nenbezogenen Daten dürfen der Name, das 

Geburtsdatum, die Anschrift, der Verbleib und 

die Staatsangehörigkeit an die Polizeidirektion 

Hannover zum Zweck der Vermisstensuche 

und Familienzusammenführung übermittelt 

werden. ²Die Übermittlung ist nur zulässig, 

wenn 

 (3) 
1
Die in Absatz 2 Satz 2 genannten 

Stellen dürfen den Namen, das Geburtsda-

tum, die Anschrift, den Verbleib und die 

Staatsangehörigkeit an die Polizeidirektion 

Hannover zum Zweck der Vermisstensuche 

und Familienzusammenführung übermitteln. 

²__________ 

  

1. Aufgaben nicht durch die Übermittlung 

von anonymisierten oder pseudonymi-

sierten Daten erfüllt werden können und 
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2. das rechtliche Interesse der Polizeidirek-

tion Hannover an der Übermittlung der 

Daten das rechtliche Interesse der be-

troffenen Person an der Geheimhaltung 

ihrer Daten erheblich überwiegt.“ 

 

  

  (4) Im Übrigen finden die Vorschriften 

des Niedersächsischen Datenschutzgeset-

zes mit Ausnahme der §§ 11 bis 15 ergän-

zend Anwendung.“ 

  

5. § 20 wird wie folgt geändert: 5. unverändert 

  

a) Absatz 2 wird gestrichen.  

  

  

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2.  

  

6. § 21 wird wie folgt geändert: 6. § 21 wird wie folgt geändert: 

  

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

  

 „(1) § 3 Abs. 2 Satz 1, § 12 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 1 Buchst. a und b und Nr. 4 

Buchst. b, Abs. 2 und 3, § 15 Abs. 1 Satz 1 

und Abs. 2 bis 5, § 17 Abs. 1 Nrn. 1 und 3 

bis 5, § 19, § 54 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 

Sätze 1 und 2 sowie § 54 a des Personenbe-

förderungsgesetzes in der Fassung vom 

8. August 1990 (BGBl. I S. 1690), zuletzt ge-

ändert durch Artikel 2 Abs. 14 des Gesetzes 

vom 17. Februar 2016 (BGBl. I S. 203), gelten 

entsprechend, soweit die Bestimmungen die-

ses Gesetzes keine anderen Regelungen 

vorsehen.“ 

 „(1) § 3 Abs. 2 Satz 1, § 12 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 1 Buchst. a und b und Nr. 4 

Buchst. b, Abs. 2 und 3, § 15 Abs. 1 Satz 1 

und Abs. 2 bis 5, § 17 Abs. 1 Nrn. 1 und 3 

bis 5, § 19, § 54 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 

Sätze 1 und 2 sowie § 54 a des Personenbe-

förderungsgesetzes in der Fassung vom 

8. August 1990 (BGBl. I S. 1690), zuletzt ge-

ändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 29. 

August 2016 (BGBl. I S. 2082), gelten ent-

sprechend, soweit die Bestimmungen dieses 

Gesetzes keine anderen Regelungen vorse-

hen.“ 

  

b) In Absatz 2 wird nach der Verweisung „§ 12 

Abs. 1“ die Angabe „Satz 1 Nr. 1 Buchst. a 

und b und Nr. 4 Buchst. b“ eingefügt. 

b) unverändert 

  

7. § 31 wird wie folgt geändert: 7. unverändert 

  

a) Es wird der folgende neue Absatz 2 eingefügt:  

  

 „(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer 

vorsätzlich oder fahrlässig einer vollziehbaren 

Nebenbestimmung nach § 24 Nrn. 1 bis 5 

zuwiderhandelt.“  

 

  

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.  
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Artikel 2 Artikel 2 

Änderung der Allgemeinen Gebührenordnung Änderung der Allgemeinen Gebührenordnung 

  

 Die Tarifnummer 74 der Anlage (Kostentarif) der 

Allgemeinen Gebührenordnung vom 5. Juni 1997 

(Nds. GVBl. S. 171; 1998 S. 501), zuletzt geändert durch 

Artikel 2 der Verordnung vom 4. Dezember 2015 

(Nds. GVBl. S. 367), erhält folgende Fassung:  

unverändert 

  

„74. Rettungsdienst 

(Niedersächsisches 

Rettungsdienstgesetz) 

 

 

74.1 Genehmigung des Kran-

kentransports mit Kran-

kentransportwagen nach 

§ 19 

nach Zeitaufwand, 

jedoch mindes-

tens 100 

und höchstens

 2 500 

74.2 Genehmigung des Kran-

kentransports mit Luft-

fahrzeugen nach § 19, je 

Luftfahrzeug 

 

 880 

 Anmerkung zu Nr. 74: 

Die Aufwendungen für 

die Erstellung von Gut-

achten durch Dritte sind 

in den Gebühren nicht 

enthalten und deshalb 

gesondert als Auslagen 

zu erheben.“ 

 

 

 

  

  

Artikel 3 Artikel 3 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

  

 Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkün-

dung in Kraft. 

unverändert 

 

(Ausgegeben am 08.12.2016) 
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